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Würden Sie bei einem wirtschaftlichen Ergebnis von Null Euro darauf noch Ertragsteuern 
zahlen wollen? Nein? Klar, die Antwort liegt auf der Hand. Es verstieße auch gegen den aner-
kannten Grundsatz der Besteuerung nach der objektiven Leistungsfähigkeit der Steuerpflich-
tigen. Können Sie sich vorstellen, dass das deutsche Ertragsteuerrecht in solchen Fällen trotz-
dem eine Steuerzahlung vorsieht? Nein? Dann kennen Sie wahrscheinlich noch nicht das 
Prinzip der Bruttobesteuerung, das seit dem Inkrafttreten der Abgeltungsteuer zum 01. Januar 
2009 in Deutschland als Regel praktiziert wird. Dieses Problemfeld ist der Gegenstand der 
nachfolgenden Fallstudie. 
Die Fallstudie
1 besteht aus zwei Teilaufgaben, die nacheinander gelöst werden sollten: 
Im Teil a) geht es um den steueroptimalen Bezug privater Kapitalerträge durch natürliche Per-
sonen. Dabei geht es auch darum, neben den Pflichten auch existierende Optionen und Aus-
nahmeregelungen im Bereich der Abgeltungsteuer zu erkennen und die möglichen Steuerfol-
gen zu ermitteln. 
Darauf aufbauend sind im Teil b) die Kenntnisse der Unternehmensbesteuerung anzuwenden, 
um ein strukturiertes Urteil über steuerliche Folgen der Zuordnung der Kapitaleinkünfte zum 
Betriebsvermögen einer gewerblich tätigen Personenunternehmung abzugeben. 
Es gilt durchgehend der Rechtsstand zum 01. Januar 2009. Die Änderungen des Einkommens-
teuertarifs durch das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland 
vom 02. März 2009 (BGBl. I S. 416) werden berücksichtigt.  
 
 
                                                 
1  Die Fallstudie stellt eine wesentlich abgewandelte und erweiterte Fassung einer Wiederholungsklausur-
aufgabe im Rahmen der Veranstaltung Betriebswirtschaftliche  Steuerlehre im Bachelorstudiengang 
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Sachverhalt 
In der letzten Zeit hat sich in Deutschland steuerlich wieder einiges getan. Herr Klaus Teig, 
ein Polizeibeamter aus Fürstenwalde (Spree), ließ sich etwas durch Medienberichte über die 
Unternehmensteuerreform 2008 verunsichern. Er kann insbesondere mit dem Begriff Teilein-
künfteverfahren nichts anfangen. Darum möchte er von Ihnen als Steuerprofi beraten werden. 
Herr Teig erzielte als Polizeibeamter des Landes Brandenburg im Jahre 2009 Einkünfte in 
Höhe von 60.000 Euro vor Steuern. 
Aus seinen Ersparnissen finanzierte Herr Teig im Jahr 2008 den Erwerb von festverzinslichen 
Wertpapieren (
Kurswert zum 31.12.2009: 30.000 Euro). Diese Anlage bringt Herrn Teig im Jahr 2009 Zin-
sen in Höhe von 2.400 Euro. Das Kapitalanlagendepot, in dem die festverzinslichen Wertpa-
piere aufbewahrt werden, wird bei der lokalen Sparkasse gegen eine Jahresgebühr in Höhe 
von 480 Euro geführt. 
Im Januar 2009 erwarb Herr Teig 25 % der Anteile an der GmbH seines künftigen Schwie-
gervaters für 90.000 Euro (
geschätzter Wert zum 31.12.2009: 45.000 Euro). Dieser Anteilsankauf wurde voll-
ständig mit einem Bankdarlehen refinanziert, das mit einer monatlichen Rate in Höhe von 
1.000 Euro getilgt wird und für das im Jahr 2009 Zinsen in Höhe von insgesamt 6.750 Euro 
gezahlt werden. Für das Jahr 2008 hat die GmbH einen Bilanzgewinn in Höhe von 75.000 Eu-
ro ausgewiesen, der aufgrund des Beschlusses der Gesellschafterversammlung im Juli 2009 
zu 36 % am 01. August 2009 an die Anteilseiger ausgeschüttet wird. Der Restbetrag des Bi-
lanzgewinns wird den Gewinnrücklagen zugeführt. 
Fragen 
a)  Wie sind die Tätigkeitsvergütung, die Dividenden- und die Zinseneinnahmen einkom-
mensteuerlich im Jahr 2009 bei Herrn Teig zu erfassen? Wie hoch ist seine Steuerbelas-
tung? Welche Besteuerungsalternativen gibt es und welche ist Herrn Teig zu empfehlen? 
b)  Würde sich die gesamte Steuerbelastung des Herrn Teig erhöhen, wenn er die Kapitaler-
träge im Betriebsvermögen einer gewerblichen Einzelunternehmung erzielen würde?  
Bei den Berechnungen ist davon auszugehen, dass die Einzelunternehmung im Jahr 2009 
einen Gewinn in Höhe von 60.000 Euro vor Steuern (und vor Berücksichtung der Kapi-
talerträge) abwirft und Herr Teig nicht mehr als Polizeibeamter tätig ist. 
Zusatzinformationen und Bearbeitungshinweise: 
-  Evtl. zulässige Freistellungsaufträge etc. wurden für das Jahr 2009 nicht gestellt. 
-  Der Solidaritätszuschlag und die Kirchensteuer werden vernachlässigt. 
-  Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen werden vernachlässigt. 
-  Auf die Thesaurierungsbegünstigung nach § 34a EStG wird nicht eingegangen. 
-  Auf das Problemfeld der Liebhaberei wird nicht eingegangen. 
-  Es werden lediglich die laufenden Steuerfolgen betrachtet. 
-  Der relevante Hebesatz der Gewerbesteuer liegt bei 350 %. 
-  Die Berechnungen werden unter Angabe der gesetzlichen Grundlagen durchgeführt. 
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Lösungsteil 
a)  Wie sind die Tätigkeitsvergütung, die Dividenden- und die Zinseneinnahmen ein-
kommensteuerlich im Jahr 2009 bei Herrn Teig zu erfassen? Wie hoch ist seine 
Steuerbelastung? Welche Besteuerungsalternativen gibt es und welche ist Herrn 
Teig zu empfehlen? 
  Æ   Private Kapitalerträge im System der Einkommensbesteuerung 
I. Persönliche  Einkommensteuerpflicht 
Lt. Sachverhaltsangabe ist davon auszugehen, dass Herr Teig in Fürstenwalde (Spree) eine 
Wohnung unter Umständen inne hat, die darauf schließen lassen, dass er die Wohnung beibe-
halten und benutzen will. Somit ist von einem Wohnsitz (§ 8 AO) in Deutschland auszugehen. 
Alternativ kann ein gewöhnlicher Aufenthalt (§ 9 AO) unterstellt werden. Damit unterliegt 
Herr Teig der unbeschränkten Steuerpflicht in Deutschland nach § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG.  
Es ist zu beachten, dass die unbeschränkte Steuerpflicht unabhängig davon begründet wird, ob 
überhaupt in Deutschland steuerpflichtige Einkünfte erzielt werden. 
II. Sachliche  Einkommensteuerpflicht 
Herr Teig erzielt im Veranlagungszeitraum 2009 folgende Einkünfte: 
Die Einkünfte aus der Tätigkeit als Polizeibeamter des Landes Brandenburg stellen Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EStG i. V. m. § 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EStG dar. Für sie gilt grundsätzlich das Zuflussprinzip des § 11 Abs. 1 EStG, so dass sie 
bei der Einkommensteuerveranlagung für das Jahr 2009 zu erfassen sind. Gemäß § 2 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 EStG werden die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit als Überschuss der 
Einnahmen (§ 8 EStG) über die Werbungskosten (§ 9 EStG) ermittelt. Da im Sachverhalt be-
reits der Betrag der Einkünfte angegeben worden ist, sind Angaben über die tatsächlich ange-
fallenen Werbungskosten bzw. der Abzug des Werbungskosten-Pauschbetrages nach §  9a 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG (920 Euro) nicht notwendig. 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit nach § 19 EStG:  60.000 € 
Anmerkung: Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit wird laufend die Einkommensteuer 
durch den Abzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) erhoben (§§ 38 ff EStG). Da die Lohnsteuer 
jedoch auf die Jahreseinkommensteuer gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG angerechnet wird, ent-
faltet der Einbehalt der Lohnsteuer durch den Arbeitgeber keine Abgeltungswirkung hinsicht-
lich der persönlichen Einkommensteuerpflicht des Arbeitnehmers. Daher muss die Lohnsteuer 
hier im Rahmen der steuerlichen Belastungsrechnung nicht extra berücksichtigt werden. 
Mangels weiterer Angaben im Sachverhalt ist im Aufgabenteil a) davon auszugehen, dass die 
Kapitalerträge im Bereich der privaten Vermögensverwaltung anfallen. Aus diesem Grund ist 
die Subsidiaritätsklausel des § 20 Abs. 8 EStG nicht einschlägig. Damit gilt: 
-  Die Zinserträge aus den festverzinslichen Wertpapieren führen zu Einnahmen aus 
Kapitalvermögen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG i. V. m. § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG:  
Zinseinnahmen im Jahr 2009:  2.400 € 
-  Die Dividenden von der GmbH stellen Einnahmen aus Kapitalvermögen nach § 2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG i. V. m. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG dar. Bei einer Ausschüt-
tungsquote von 36 %, einem GmbH-Anteil von 25 % und einem Bilanzgewinn in 
Höhe von 75.000 Euro, ergibt sich: 
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  Aufgrund der Geltung des Trennungsprinzips bei der Besteuerung von Kapitalgesell-
schaften ist der thesaurierte Teil des Bilanzgewinns auf der Anteilseignerebene steu-
erlich ohne Relevanz. 
-  Dem Grundsatz nach werden auch die Kapitaleinkünfte nach § 20 Abs. 1 EStG durch 
den Überschuss der Einnahmen (§ 8 EStG) über die Werbungskosten (§ 9 EStG) er-
mittelt (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG).  
-  Bei der Berechnung der Einkünfte nach § 20 Abs. 1 EStG ist der Abzug tatsächlicher 
Werbungskosten jedoch durch die Regelung des § 20 Abs. 9 Satz 1 2. Halbsatz EStG 
seit dem 01. Januar 2009 explizit ausgeschlossen. Die tatsächlich im Jahr 2009 getra-
genen Ausgaben für die Depotführung (480 Euro) bzw. die Refinanzierungszinsen 
(6.750 Euro) sind somit steuerlich irrelevant. 
-  Im Rahmen der Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen wird lediglich der 
Sparer-Pauschbetrag in Höhe von 801 Euro (§ 20 Abs. 9 Satz 1 2. Halbsatz EStG) 
angesetzt. Eine Verdopplung des Sparer-Pauschbetrages auf 1.602 Euro kommt nur 
für Ehegatten in Betracht; dem Sachverhalt sind jedoch keine Angaben über eine 
Ehefrau des Herrn Teig zu entnehmen. 
-  Damit stellt sich hinsichtlich der Kapitalerträge folgendes Ergebnis ein: 
Einnahmen aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG  6.750 € 
./.  tatsächliche Werbungskosten nach § 9 EStG (6.750 Euro) Abzugsverbot 
Einnahmen aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG  2.400 € 
./.  tatsächliche Werbungskosten nach § 9 EStG (480 Euro)    Abzugsverbot 
Summe der Einnahmen aus Kapitalvermögen nach § 20 EStG  9.150 € 
./.  Sparer-Pauschbetrag nach § 20 Abs. 9 Satz 1 2. Halbsatz EStG     801 € 
Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 20 EStG      8.349 € 
Anmerkung: Auch für die Kapitaleinkünfte nach § 20 EStG gilt das Zuflussprinzip nach § 11 
Abs. 1 EStG, so dass sie bei der Einkommensteuerveranlagung für das Jahr 2009 zu erfassen 
sind. Für welches Jahr die Ausschüttung erfolgt, ist dabei unerheblich. Dabei ist zu beachten, 
dass keine fiktiven Einnahmen sondern ein tatsächlicher Zufluss zu versteuern ist. Damit gilt 
die dargestellte Lösung nur dann, wenn die Ausschüttung im Jahr 2009 tatsächlich erfolgt. 
III.  Ermittlung der Einkommensteuerschuld 
Grundfall der Abgeltungsteuer, d. h. eine abgeltende Wirkung der Kapitalertragsteuer 
Die im Veranlagungszeitraum 2009 erzielten Einkünfte unterliegen beim Herrn Teig folgen-
der steuerlichen Behandlung: 
Die Einkommensbesteuerung ist bislang durch den Begriff der synthetischen Einkommensteu-
er geprägt, d. h. alle Einkunftsarten werden in der Summe einem einheitlichen Tarif (kodifi-
ziert in § 32a EStG) unterworfen. Seit dem 01. Januar 2009 wird dieses Prinzip für die Kapi-
taleinkünfte im Privatbereich durchbrochen. Sie unterliegen grundsätzlich dem gesonderten 
Tarif nach § 32d Abs. 1 Satz 1 EStG; der konstante Steuersatz beträgt 25 %. Diese gesonderte 
Erfassung einer Einkunftsart zeichnet eine so genannte Schedulenbesteuerung aus. 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Kapitaleinkünfte grundsätzlich dem Kapitaler-
tragsteuerabzug an der Quelle (d. h. bei der auszahlenden Stelle) nach § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 7 
EStG unterliegen. Die Kapitalertragsteuer beträgt 25 % der Einnahmen (§ 43a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EStG). Wegen § 43a Abs. 2 Satz 1 EStG unterliegen dem Steuerabzug die vollen Kapi-
talerträge ohne jeden Abzug. Bei der Ermittlung der Kapitalertragsteuer ist zu berücksichti-Gierałka: Das Teileinkünfteverfahren als Alternative zur Abgeltungsteuer …    - S. 6 - 
gen, dass lt. Sachverhalt kein Freistellungsauftrag (§ 44a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG) für das 
Jahr 2009 erteilt worden ist.  
Kapitalertragsteuer auf die Kapitaleinkünfte (9.150 € x 0,25):  2.287,50 € 
Nach der bis Ende 2008 geltenden Rechtslage wurde gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG die ein-
behaltene Kapitalertragsteuer auf die persönliche Einkommensteuerschuld angerechnet re-
spektive erstattet. Seit dem 01. Januar 2009 ist mit dem Steuerabzug im Falle der Kapitaler-
träge die persönliche Einkommensteuer grundsätzlich abgegolten (§ 43 Abs. 5 EStG), woraus 
die umgangssprachliche Bezeichnung der Kapitalertragsteuer als Abgeltungsteuer resultiert. 
Aufgrund der abgeltenden Wirkung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer unterliegen ledig-
lich die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit nach § 19 EStG der regulären tariflichen Be-
lastung mit dem progressiven Tarif nach § 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 EStG. 
Tarifliche Einkommensteuer:   60.000 € x 0,42 – 8.064 € = 17.136 € 
Dieses Ergebnis sei hier als der Grundfall bezeichnet. Die gesamte einkommensteuerliche Be-
lastung von Herrn Klaus Teig wird wie folgt ermittelt: 
Tarifliche Einkommensteuer:  17.136,00 €
Kapitalertragsteuer auf die Kapitaleinkünfte:  2.287,50 €
Gesamtsteuerbelastung (Grundfall):  19.423,50 €
Die Belastung setzt sich aus der progressiven tariflichen Einkommensteuer (§ 32a EStG) auf 
die Arbeitseinkünfte (§ 19 EStG) und der abgeltenden Kapitalertragsteuer (§ 43 Abs. 5 EStG) 
auf die Kapitaleinkünfte (§ 20 EStG) zusammen.  
Ersichtlich ist insbesondere, dass die Abgeltungsbesteuerung der Kapitalerträge auf der Brut-
tobasis dazu führt, dass auf sie Steuerzahlungen in einer nicht unerheblichen Höhe anfallen, 
obwohl in wirtschaftlicher Hinsicht keine positiven Kapitaleinkünfte erzielt worden sind. Die-
ser unerfreuliche Nebeneffekt geht regelmäßig mit einer Bruttobesteuerung einher. 
IV. Alternativen 
Um eine steueroptimale Besteuerungsalternative für Herrn Teig aufzeigen zu können, ist zu 
beachten, dass ihm einige antragsgebundene Optionsmöglichkeiten vom Gesetz wegen offen-
stehen. Somit ist im Anschluss an die obigen Ausführungen zu untersuchen, welche Alterna-
tiven dem Herrn Teig  zur Verfügung stehen, um die gesamte Steuerbelastung im Jahr 2009 
zu senken. 
Kleine Veranlagungsoption, d. h. eine Neufestsetzung der Abgeltungsteuer 
Auf Antrag erfolgt eine Neufestsetzung der Abgeltungsteuer nach § 32d Abs. 4 EStG i. V. m. 
§ 43 Abs. 5 S. 3 EStG. Durch die so genannte „kleine Veranlagungsoption“ kann letztlich u. 
a. eine nachträgliche Berücksichtung des Sparer-Pauschbetrages nach § 20 Abs. 9 Satz 1 1. 
Halbsatz EStG erreicht werden. Dabei ist zu beachten, dass der Sparer-Pauschbetrag maximal 
in Höhe der positiven Kapitalerträge gewährt wird (§ 20 Abs. 9 Satz 4 EStG). 
Wird die kleine Veranlagungsoption beantragt, erfolgt auch hier eine Bruttobesteuerung; die 
tatsächlichen Werbungskosten (§ 9 EStG) sind nach wie vor vom Ansatz im Rahmen der Ein-
künfteermittlung ausgeschlossen. 
Damit ergibt sich im Falle der Ausübung der Option nach § 32d Abs. 4 EStG folgendes Er-
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Tarifliche Einkommensteuer (wie Grundfall):  17.136,00 €
Gesonderte Einkommensteuer auf die Kapitaleinkünfte:  2.087,25 €
Gesamtsteuerbelastung (Alternative 1):  19.223,25 €
Dieses   Ergebnis ist auch zu erzielen, indem von der Gesamtbelastung im Grundfall die Ent-
lastungswirkung des Sparer-Pauschbetrages abgezogen wird: 
Gesamtsteuerbelastung (Alternative 1):  19.423,50 € – (801 € x 0,25) = 19.223,25 € 
Die Belastung setzt sich aus der progressiven tariflichen Einkommensteuer (§ 32a EStG) auf 
die Arbeitseinkünfte (§ 19 EStG) und der Einkommensteuer aus der Anwendung des geson-
derten Tarifs (§ 32d Abs. 1 Satz 1 EStG) auf die Kapitaleinkünfte (§ 20 EStG) zusammen. 
An der kleinen Veranlagungsoption ist zu kritisieren, dass die Abgeltungsbesteuerung der 
Kapitalerträge weiterhin auf Bruttobasis erfolgt. Das führt dazu, dass hier Steuerzahlungen 
anfallen, obwohl in wirtschaftlicher Hinsicht keine positiven Kapitaleinkünfte erzielt werden. 
Anmerkung: § 32a Abs. 1 Satz 6 EStG beinhaltet ein Abrundungsgebot auf den nächsten vol-
len Euro-Betrag. Eine ähnliche Abrundungsregelung für die besondere Einkommensteuer 
nach § 32d EStG fehlt bislang. 
Große Veranlagungsoption, d. h. eine Abkehr von der Abgeltungsteuer  
Sollte die Schedulenbesteuerung der Kapitalerträge mit der Abgeltungsteuer zu einer relativ 
höheren Belastung als die progressive Veranlagungsbesteuerung im Rahmen der syntheti-
schen Einkommensteuer nach dem Regeltarif führen, so ist dies bei der Verabschiedung der 
Unternehmensteuerreform 2008 politisch nicht erwünscht gewesen. Deswegen wurde eine 
Exit-Klausel geschaffen und Herr Teig kann alternativ mit Hilfe eines Antrags nach § 32d 
Abs. 6 EStG die Aufnahme der Kapitaleinkünfte in die reguläre Besteuerung mit dem pro-
gressiven Tarif nach § 32a EStG herbeiführen (so genannte „große Veranlagungsoption“). 
Wird die große Veranlagungsoption wahrgenommen, entfällt die abgeltende Wirkung der ein-
behaltenen Kapitalertragsteuer und die Kapitaleinkünfte werden - zusammen mit den Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit nach § 19 EStG - dem Regeltarif nach § 32a EStG un-
terworfen. Aber auch in diesem Fall darf im Rahmen der Einkünfteermittlung bei den Ein-
künften aus Kapitalvermögen lediglich der Sparer-Pauschbetrag nach § 20 Abs. 9 Satz 1 1. 
Halbsatz EStG geltend gemacht werden (maximal in Höhe der positiven Kapitalerträge, § 20 
Abs. 9 Satz 4 EStG). Die tatsächlichen Werbungskosten (§ 9 EStG) sind nach wie vor vom 
Ansatz ausgeschlossen. Dieses Ergebnis resultiert aus der Tatsache, dass der Gesetzgeber das 
Wahlrecht zur Veranlagung für die nach § 20 EStG ermittelten Einkünfte vorgesehen hat, so 
dass letztlich die Ermittlung der Höhe der Einkünfte im Vorfeld und unabhängig von der 
Wahlrechtsausübung zu erfolgen hat. 
Darüber hinaus kann im Ausübungsfall - trotz der Veranlagung der Kapitaleinkünfte nach 
dem progressiven Regeltarif der Einkommensteuer - das Teileinkünfteverfahren nach §  3 
Nr. 40 EStG nicht genutzt werden. Erstens gilt das Teileinkünfteverfahren nur für Kapitaler-
träge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Damit scheiden Zinsen aus dessen Anwendungs-
bereich aus. Zweitens gilt das Teileinkünfteverfahren nach § 3 Nr. 40 Satz 2 EStG grundsätz-
lich nur für Dividenden im Betriebsvermögen. Damit scheiden Beteiligungserträge im Privat-
vermögen aus dessen Anwendungsbereich aus. 
Damit ergibt sich im Falle der Ausübung der großen Veranlagungsoption nach § 32d Abs. 6 
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Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG)    60.000 € 
Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG)         8.349 € 
Summe der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG)      68.349 € 
Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG)     68.349 € 
Sonderausgaben / außergewöhnliche Belastungen             0 € 
Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)           68.349 € 
zu versteuerndes Einkommen (§ 2 Abs. 5 EStG)    68.349 € 
Daraus resultiert folgende Steuerbelastung: 
Tarifliche Einkommensteuer (verändert):  20.642,00 €
Gesonderte Einkommensteuer auf die Kapitaleinkünfte:  entfällt
Gesamtsteuerbelastung (Alternative 2):  20.642,00 €
Dabei wird die tarifliche Einkommensteuer anhand des Tarifsabschnitts des § 32a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 4 EStG bestimmt: 
Tarifliche Einkommensteuer:  68.349 € x 0,42 – 8.064 € = 20.642 €  
Es ist ersichtlich, dass von dem Antrag nach § 32d Abs. 6 EStG abzuraten ist. Es bringt keine 
steuerliche Entlastung mit sich. Damit ist unter steuerlichen Belastungsaspekten bislang die 
Alternative 1, d. h. die kleine Veranlagungsoption nach § 32d Abs. 4 EStG zu empfehlen. 
Die erhebliche Minderung der tariflichen Regeleinkommensteuer im Grundfall und in der Al-
ternative 1 im Vergleich zu Alternative 2 ist auf die Progressionseffekte aufgrund der separa-
ten Erfassung der Kapitaleinkünfte mit dem gesonderten Tarif nach § 32d Abs. 1 EStG zu-
rückzuführen. Die Tarifspreizung zwischen der Regelbesteuerung nach § 32a EStG und dem 
besonderen Steuersatz der Abgeltungsteuer wirkt sich im Grundfall und in Alternative 1 steu-
erlich positiv aus. 
Es ist allerdings zu beachten, dass im Rahmen des Antrags nach § 32d Abs. 6 Satz 1 EStG 
von Amts wegen eine Günstigerprüfung erfolgt; d. h. dem Antrag wird nur entsprochen, 
wenn es für den Steuerpflichtigen von Vorteil ist. Stellt das Finanzamt die Unvorteilhaftigkeit 
der großen Veranlagungsoption fest, wird der Antrag nach § 32d Abs. 6 Satz 1 EStG als nicht 
gestellt betrachtet.  
Trotz der Inanspruchnahme der dargestellten Optionen besteht ein Nachteil jedoch 
nach wie vor: Die tatsächlich in einem nicht unerheblichen Umfang angefallenen Refi-
nanzierungszinsen bei der GmbH-Beteiligung finden weder bei der kleinen noch bei der 
großen Veranlagungsoption eine steuerliche Berücksichtigung. Damit befasst sich der 
nächste Abschnitt. 
Unternehmerische Veranlagungsoption, d. h. Teileinkünfteverfahren im Privatvermögen 
Für gewisse Konstellationen hat der Gesetzgeber eine weitere Exit-Klausel kodifiziert. Der in 
Erwägung zu ziehende Antrag nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG zur Veranlagung der Kapitalein-
künfte aus einer qualifizierten Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft (so genannte unter-
nehmerische Veranlagungsoption) betrifft nur Kapitalerträge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 EStG. Im vorliegenden Sachverhalt wären davon ausschließlich die Dividendenerträge 
betroffen. Die Zinserträge unterliegen nach wie vor der Abgeltungsteuer und können vom An-
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Der Antrag kann für jede gehaltene Beteiligung gestellt werden. Damit ein entsprechender 
Antrag nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG gestellt werden kann, müssen allerdings alternativ fol-
gende Voraussetzungen erfüllt werden: 
-  Entweder liegt eine Mindestbeteiligung von 25 % an der Kapitalgesellschaft vor 
(§ 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 Buchstabe a EStG; im Folgenden: Alternative 1) 
-  oder neben einer Beteiligung von mindestens 1 % an der Kapitalgesellschaft kommt 
eine berufliche Tätigkeit für die Kapitalgesellschaft dazu (§ 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 
Buchstabe b EStG; im Folgenden: Alternative 2). 
Bezogen auf die Angaben im Sachverhalt kann Folgendes festgestellt werden:  
-  zu Alternative 1:  
Nach den Sachverhaltsangaben liegt eine Beteiligung von exakt 25 % vor. Damit ist 
die Beteiligungsgrenze von mindestens 25 % erreicht. Infolgedessen ist die Alternati-
ve 1 einschlägig. 
-  zu Alternative 2: 
Eine zusätzlich verlangte berufliche Tätigkeit für die Kapitalgesellschaft ist im Falle 
des Polizeibeamten grundsätzlich auszuschließen. Nicht zuletzt liefert der Sachver-
halt hierzu keine Anhaltspunkte. Damit ist die Alternative 2 nicht einschlägig. 
Anmerkung: Es sei hinzugefügt, dass der Gesetzgeber keine expliziten Anforderun-
gen an eine berufliche Tätigkeit für die Kapitalgesellschaft niedergelegt hat. Damit 
kann der Antrag auf die unternehmerische Veranlagung wohl von allen Arbeitneh-
mern einer Kapitalgesellschaft mit einer qualifizierten Beteiligung ausgeübt werden. 
Insbesondere bedarf es keines Einflusses auf die laufende Geschäftsführung der Ka-
pitalgesellschaft. Schließlich ist zu beachten, dass gemäß § 40 AO auch gesetzeswid-
rige Handlungen ihre steuerliche Wirkung – gleichermaßen wie legale Rechtsge-
schäfte – entfalten. Eine gegebenenfalls verbotene berufliche Tätigkeit des Herrn 
Teig für die Gesellschaft dürfte ebenfalls zur Anwendbarkeit des § 32d Abs. 2 Nr. 3 
Buchstabe b EStG führen. 
-  Da die Erfüllung der Alternative 1 bereits zur Möglichkeit der Inanspruchnahme der 
unternehmerischen Veranlagungsoption nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 EStG führt, 
werden im Folgenden die daraus resultierenden Konsequenzen eruiert. 
Kommt die unternehmerische Veranlagungsoption nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG zulässiger-
weise zur Anwendung, dann ergeben sich die folgenden steuerlichen Konsequenzen: 
-  Statt der abgeltenden Wirkung der Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 5 EStG bzw. 
der Anwendung des gesonderten Steuertarifs für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
nach § 32d Abs. 1 EStG wird im Rahmen der regulären Veranlagung dem Steuer-
pflichtigen die Möglichkeit eröffnet, die Werbungskosten (z. B. Refinanzierungsauf-
wendungen) grundsätzlich abzusetzen (§ 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 EStG i. V. m. § 20 
Abs. 9 EStG; aber § 3c Abs. 2 EStG). Damit werden die Kapitaleinkünfte auf der 
Nettobasis ermittelt und gehen in die Ermittlung der Summe der Einkünfte, die nach 
den weiteren Ermittlungsschritten des § 2 Abs. 3 bis 5 EStG dem progressiven Tarif 
nach § 32a EStG unterworfen wird, ein. 
-  Bei der Ausübung der für jede einzelne Beteiligung insgesamt geltenden Veranla-
gungsoption kommt das Teileinkünfteverfahren nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d 
EStG zur Anwendung; die Einschränkung nach § 3 Nr. 40 Satz 2 EStG ist aufgrund 
der Ausnahme des § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 EStG nicht relevant.  
  Damit liegt ein Fall vor, in welchem ausnahmsweise im Privatvermögen nicht die 
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gilt die Regel: Dividenden im Privatvermögen unterliegen grundsätzlich der Abgel-
tungsteuer, Dividenden im Betriebsvermögen einer Personenunternehmung profitie-
ren vom Teileinkünfteverfahren. 
Alles in allem erfolgt bei der Möglichkeit zur Inanspruchnahme der unternehmerischen Ver-
anlagungsoption nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG statt der grundsätzlichen Bruttobesteuerung 
von 100 % der Beteiligungserträge eine nur 60 %ige Besteuerung der Einkünfte auf Nettoba-
sis. Anstelle des Abzugsverbotes des § 20 Abs. 9 Satz 1 EStG gilt gemäß § 3c Abs. 2 EStG 
für die mit den Dividendeneinnahmen im wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Beteili-
gungsaufwendungen ein korrespondierendes anteiliges Abzugsverbot in Höhe von 40 % der 
Ausgaben. Die tatsächlich geleisteten Refinanzierungszinsen stellen somit abziehbare Wer-
bungskosten nach § 9 EStG dar und können aufgrund der eindeutigen Veranlassung insgesamt 
den Dividendeneinnahmen zugeordnet werden. 
Da vom Grundsatz her die tatsächlichen Werbungskosten zum Ansatz zugelassen werden, 
entfällt insoweit konsequenterweise der Ansatz des Sparer-Pauschbetrages nach § 20 Abs. 9 
Satz 1 EStG (§ 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 EStG). Dieser wirkt sich dann bei den verbliebenen 
Kapitaleinkünfte, die dem gesonderten Tarif nach § 32d Abs. 1 EStG unterliegen, aus.  
Damit ergibt sich - unter Anwendung des Teileinkünfteverfahrens - für Einkünfte aus Kapi-
talvermögen, die in die Veranlagung mit dem progressiven Einkommensteuertarif nach § 32a 
EStG eingehen, Folgendes: 
Dividendeneinnahmen        6.750,00  € 
./.   40 % der Dividendeneinnahmen (§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG)  2.700,00 € 
           4 . 0 5 0 , 0 0   €  
./.   60 % der Werbungskosten 
(§ 3c Abs. 2 EStG: Refinanzierungszinsen 6.750 € x 0,60)    4.050,00 € 
Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG           0,00 € 
Insgesamt ergeben sich die folgende Steuerbelastung, wenn die unternehmerische Veranla-
gungsoption nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG wahrgenommen wird: 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG)    60.000 € 
Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG)                0 € 
Summe der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG)      60.000 € 
Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG)     60.000 € 
Sonderausgaben / außergewöhnliche Belastungen             0 € 
Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)           60.000 € 
zu versteuerndes Einkommen (§ 2 Abs. 5 EStG)    60.000 € 
Die Zinseinnahmen unterliegen nach wie vor der Abgeltungsteuer, ohne dass ein Freistel-
lungsauftrag erteilt worden ist. Die Kapitalertragsteuer beläuft sich somit auf:  
Kapitalertragsteuer auf die Zinseinkünfte (2.400 € x 0,25):  600 € 
Die Abgeltungsteuer kann allerdings per Antrag auf die kleine Veranlagungsoption nach 
§ 32d Abs. 4 EStG reduziert werden. Davon wird ausgegangen, weswegen im Folgenden die 
Erstattung der Kapitalertragsteuer aufgrund der Berücksichtigung des Sparer-Pauschbetrages 
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Daraus resultiert die folgende Gesamtsteuerbelastung: 
Tarifliche Einkommensteuer (verändert):  17.136,00 €
Gesonderte Einkommensteuer auf die Kapitaleinkünfte (verändert):  399,75 €
Gesamtsteuerbelastung (Alternative 3):  17.535,75 €
Dabei erfolgt die Bestimmung der tariflichen Einkommensteuer anhand des Tarifsabschnitts 
des § 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 EStG und es ergibt sich: 
Tarifliche Einkommensteuer:  60.000 € x 0,42 – 8.064 € = 17.136 € 
Die gesonderte Einkommensteuer nach § 32d EStG auf die Zinserträge (2.400 Euro) beträgt 
nach der Berücksichtigung des Sparer-Pauschbetrages (801 Euro): 
Gesonderte Einkommensteuer auf die Zinseinkünfte:  1.599 € x 0,25  = 399,75 € 
V.  Ergebnisanalyse und Handlungsempfehlungen 
Abschließend werden die Belastungswirkungen der Alternativen in einer zusammenfassenden 
Tabelle gegenübergestellt. 








17.136,00 € 17.136,00 € 20.642,00 €  17.136,00 €
Gesonderte Einkommen-
steuer auf Kapitaleinkünfte: 
2.287,50 € 2.087,25 € entfällt  399,75 €
Gesamtsteuerbelastung:  19.423,50 € 19.223,25 € 20.642,00 € 17.535,75  €
Als erstes ist festzuhalten, dass die Ausübung der unternehmerischen Veranlagungsoption 
zwar ausschließlich für die Dividendenerträge möglich ist. Trotzdem kommt es zu einer we-
sentlichen Verbesserung der steuerlichen Situation des Herrn Teig. Insbesondere entfällt die 
Abgeltungsbesteuerung der betroffenen Kapitalerträge auf Bruttobasis. Es wirkt sich ein-
kommensteuerlich aus, dass bei den Dividendenerträgen in wirtschaftlicher Hinsicht kein po-
sitives Ergebnis erzielt worden ist. 
Ließe man allerdings die tatsächlich angefallenen Werbungskosten außer Acht, ergäbe sich in 
der Alternative 3 eine Schlechterstellung im Vergleich zur Alternative 1. Dies liegt an dem 
hier zur Anwendung kommenden persönlichen Einkommensteuersatz von 42 %. Die Anwen-
dung des Teileinkünfteverfahrens führt nämlich zu einem effektiven Steuersatz von 42 % x 
0,60 = 25,2 %, welcher den Abgeltungsteuersatz von 25 % übersteigt. Damit ist die steuerli-
che Überlegenheit der Alternative 3 allein auf die Möglichkeit des Werbungskostenabzugs für 
die Refinanzierungszinsen für das Bankdarlehen zurückzuführen. 
Für der Zinserträge stellt sich eine steuerliche Belastung von ca. 21 % [= 399,75 Euro / (2.400 
Euro - 480 Euro)] ein. Das Ergebnis ist auf die Tatsache zurückzuführen, dass - trotz der Nut-
zung der unternehmerischen Veranlagungsoption für die Dividendenerträge - der gesamte 
Sparer-Pauschbetrag im Rahmen der Ermittlung der Zinseinkünfte genutzt werden kann. Eine 
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Die erzielte Lösung basiert allerdings auf der Anwendung der Abgeltungsteuer auf die Zinser-
träge. In diesem Zusammenhag stellt sich jedoch die Frage, ob in der vorliegenden Konstella-
tion der gesonderte Tarif nach § 32d Abs. 1 EStG überhaupt anwendbar ist. Als eine einschlä-
gige Regelung kommt insbesondere die in § 32d Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c EStG kodi-
fizierte Ausnahme in Betracht. Da jedoch die Darlehensüberlassung zur Finanzierung des Er-
werbs des GmbH-Anteils und die Anlage in festverzinsliche Wertpapiere weder auf einem 
einheitlichen Plan beruhen noch stehen in einem anderen wirtschaftlichen Zusammenhang, ist 
der Tatbestand der back-to-back-Finanzierung nicht erfüllt. Damit kann von der Abgeltungs-
teuer auf die privaten Zinserträge profitiert werden. Dafür ist das Abzugsverbot für die tat-
sächlichen Werbungskosten in Kauf zu nehmen. Dies stellt im vorliegenden Sachverhalt al-
lerdings keine wirtschaftliche Belastung dar, da die tatsächlichen Werbungskosten (480 €) 
den Sparer-Pauschbetrag (801 Euro) wesentlich unterschreiten. 
Anmerkung: Eine Günstigerprüfung sieht § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG, anders als die große Ver-
anlagungsoption nach § 32d Abs. 6 Satz 1 EStG, nicht vor. Damit ist im Vorfeld eine zu-
kunftsorientierte Vorteilsabschätzung der Antragsstellung § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 EStG 
vonnöten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Antrag spätestens zusammen mit der Ein-
kommensteuererklärung für den jeweiligen Veranlagungszeitraum zu stellen ist. Er gilt, so-
lange er nicht widerrufen wird, auch für die folgenden vier Veranlagungszeiträume, ohne dass 
die Antragsvoraussetzungen erneut zu belegen sind (§ 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 EStG). Eine 
hohe Relevanz einer sorgfältigen Steuerplanung ist insbesondere auf die Bestimmung des 
§ 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 6 EStG zurückzuführen: Nach einem Widerruf des wirksam gestellten 
Antrags ist ein erneuter Antrag des Steuerpflichtigen für diese Beteiligung an der Kapitalge-
sellschaft nicht mehr zulässig. 
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Exkurs:   Einkommensteuerliche  Berücksichtigung von Verlusten aus Kapitalvermögen 
nach Einführung der Abgeltungsteuer 
Treten Verlusten auf, stellt sich anschließend die grundsätzliche Frage nach der Möglichkeit 
deren steuerlichen Verwertung. Im Folgenden wird ein knapper Überblich über die Verlust-
nutzungsmöglichkeiten im Rahmen der Besteuerung der privaten Kapitaleinkünfte gegeben. 
-  Im Grundfall der Abgeltungsteuer nach § 32a Abs. 1 EStG gilt die Schedulenbesteue-
rung. Systembedingt scheidet dann der externe (vertikale) Verlustausgleich mit ande-
ren Einkunftsarten aus (§ 20 Abs. 6 Satz 2 EStG). Zulässig ist lediglich der interne 
(horizontale) Verlustausgleich. Dabei sind jedoch die besonderen Beschränkungen bei 
der Verlustverrechung bei den Aktiengeschäften zu beachten (§ 20 Abs. 6 Satz 5 
EStG). Die Verluste mindern jedoch die Einkünfte, die in folgenden Veranlagungs-
zeiträumen erzielt werden (Verlustvortrag). Ein interner Verlustrücktrag ist nicht vor-
gesehen (Lange, in: Breithecker/Förster/Förster/Klapdor, UntStRefG, § 20 EStG 
Rn. 79). 
-  Im Fall der kleinen Veranlagungsoption (Alternative 1) ergeben sich keine Unter-
schiede zum Grundfall. Allerdings ist zu beachten, dass grundsätzlich nur die kleine 
Veranlagungsoption eine vollständige kreditinstitutsübergreifende Verlustnutzung si-
cherstellt.  
-  Im Fall der großen Veranlagungsoption (Alternative 2) wird zwar die Schedulen-
besteuerung abgewählt und eine Abkehr zum Grundsatz der synthetischen Einkom-
mensteuer findet statt. Trotzdem werden die Verlustverrechnungsregelungen nicht ge-
lockert. Sie unterscheiden sich nicht vom Grundfall. Im umgekehrten Fall (negative 
Einkünfte aus anderen Einkunftsarten und positive Einkünfte aus Kapitalvermögen) 
existieren grundsätzlich keine besonderen Verlustausgleichsbeschränkungen. 
-  Wird die unternehmerische Veranlagungsoption genutzt, verändert sich die Lage gra-
vierend. In § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 EStG wird die Verlustnutzungsbeschränkung 
nach § 20 Abs. 6 EStG aufgehoben, so dass allgemeine Regeln der Verlustverrech-
nung gelten. 
-  Kommt für Kapitalerträge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG (Zinsen) eine Aus-
nahmeregelung nach § 32d Abs. 2 EStG zum Einsatz, erfolgt die Besteuerung betrof-
fener Kapitalerträge nach den regulären Grundsätzen. Damit wurde für solche Fälle 
konsequenterweise auch die Verlustverrechnungsbeschränkung des § 20 Abs. 6 EStG 
aufgehoben. Die Außerkraftsetzung geschieht durch § 32d Abs. 2 Satz 2 EStG. 
-  Unterliegen die Kapitalerträge der Subsidiaritätsklausel des § 20 Abs. 8 EStG (siehe 
nächster Aufgabenteil!), erfolgt die Verlustberücksichtigung nach allgemeinen Re-
geln, weil dann der Anwendungsbereich der Abgeltungsteuer ausgeschlossen wird. 
Ende des Exkurses 
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b)  Würde sich die gesamte Steuerbelastung des Herrn Teig erhöhen, wenn er die 
Kapitalerträge im Betriebsvermögen einer gewerblichen Einzelunternehmung er-
zielen würde?  
   Bei den Berechnungen ist davon auszugehen, dass die Einzelunternehmung im 
Jahr 2009 einen Gewinn in Höhe von 60.000 Euro vor Steuern (und vor Berück-
sichtung der Kapitalerträge) abwirft und Herr Teig nicht mehr als Polizeibeamter 
tätig ist. 
  Æ  Betriebliche Kapitalerträge im System der Einkommensbesteuerung 
Vorbemerkung 
Laut der Fragestellung sind im Folgenden erneut detaillierte Berechnungen anzustellen. Zu-
erst werden jeweils die steuerlichen Konsequenzen im Fall der Sachverhaltsabwandlung ver-
bal dargelegt. 
I. Persönliche  Einkommensteuerpflicht 
Keine Änderungen. 
II. Sachliche  Einkommensteuerpflicht 
Herr Teig erzielt im Veranlagungszeitraum 2009 folgende Einkünfte: 
Lt. Angaben zur Abwandlung des Sachverhalts fallen die Einkünfte aus der Tätigkeit als Poli-
zeibeamter des Landes Brandenburg, d. h.  die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EStG i. V. m. § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG weg. 
An ihre Stelle kommen nun Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 
i. V. m. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. Einkünfte aus Gewerbebetrieb gehören nach § 2 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG zu den Gewinneinkunftsarten. Für sie gilt grundsätzlich das Realisa-
tionsprinzip nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 2. Halbsatz HGB i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG (so ge-
nanntes Maßgeblichkeitsprinzip). Damit sind sie bei der Einkommensteuerveranlagung für 
das Jahr 2009 dann zu erfassen, wenn sie auch im Jahr 2009 realisiert worden sind. Der Zu-
flusszeitpunkt (§ 11 EStG) ist grundsätzlich irrelevant. Da im Sachverhalt bereits der Betrag 
der Einkünfte, der Gewinn des Jahres 2009 angegeben worden ist, sind Angaben über die Be-
triebseinnahmen und abzugsfähige (§ 4 Abs. 4 EStG) bzw. nicht abzugsfähige Betriebsausga-
ben (§ 4 Abs. 5 EStG) nicht notwendig. 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 EStG:  60.000 € 
Anmerkung: Bei Einkünften aus Gewerbebetrieb sind regelmäßig unterjährig Vorauszahlun-
gen auf die Einkommensteuer zu leisten (§ 37 EStG). Da die entrichteten Einkommensteuer-
vorauszahlungen auf die Jahreseinkommensteuer gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 1 EStG vollständig 
angerechnet werden, kann auf ihre Berücksichtigung im Rahmen der vorliegenden steuerli-
chen Belastungsrechnung verzichtet werden. 
Damit Herr Klaus Teig seine Kapitaleinnahmen im Betriebsvermögen einer gewerblichen 
Einzelunternehmung vereinnahmen könnte, müssten im Vorfeld die Stammrechte aus dem 
Kapitalanlagedepot, d. h. die Quellen, aus denen die Kapitalerträge fließen, dem Betriebsver-
mögen der Einzelunternehmung zugeordnet werden. Damit ist zuerst notwendig, das Aktien-
paket und die festverzinslichen Wertpapiere dem Unternehmensbereich zuzuordnen. Je nach 
dem Unternehmensgegenstand der gewerblichen Einzelunternehmung dürften sie für die Qua-
lifikation als notwendiges Betriebsvermögen (R 4.2 Abs. 1 Satz 1 EStR) oder als gewillkürtes 
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Die Art der Gewinnermittlung der Einzelunternehmen (Betriebsvermögensvergleich nach § 4 
Abs. 1 EStG i. V. m. § 5 Abs. 1 EStG oder Einnahmenüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 
EStG) ist dabei ohne Relevanz (R 4.2 Abs. 1 S. 3 EStR). Insbesondere steht - nach der Ände-
rung der Rechtsprechung durch das BFH-Urteil vom 02. Oktober 2003, IV R 13/03, BStBl. II 
2004, S. 985 - die Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung (§ 4 Abs. 3 EStG) 
der Bildung gewillkürten Betriebsvermögens nicht mehr entgegen. Die Finanzverwaltung ak-
zeptierte die neuen Vorgaben des BFH mit dem BMF-Schreiben vom 17. November 2004, IV 
B 2 - S 2134 - 2/04, BStBl. I 2004, S. 1064. 
Gelänge es dem Herrn Teig diese Umqualifizierung steuerlich wirksam durchzuführen, indem 
die objektive Eignung zur Betriebsförderung (H 4.2 Abs. 1 EStR, Stichwort: Gewillkürtes Be-
triebsvermögen, Wertpapiere) nachgewiesen wird, würde die obligatorische Anwendung der 
Subsidiaritätsklausel nach § 20 Abs. 8 EStG dazu führen, dass die Kapitalerträge nicht mehr 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen i. S. des § 20 EStG, sondern als Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zu qualifizieren wären. 
Eine unmittelbare Folge der Neueinordnung der Kapitalerträge wäre eine geänderte Art der 
Einkünfteermittlung: an Stelle des Überschusses der Einnahmen über die Werbungskosten 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG wäre wegen des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG der Gewinn 
zu ermitteln. Damit wäre insbesondere der Zeitpunkt der steuerlichen Erfassung anders defi-
niert, denn das Zuflussprinzip nach § 11 Abs. 1 EStG hätte nur noch im Falle der Gewinner-
mittlung nach § 4 Abs. 3 EStG Relevanz. Vielmehr käme regelmäßig die Anwendung des Re-
alisationsprinzips in Frage. Damit wären die Kapitalerträge nicht erst beim Zufluss, sondern 
bereits bei deren Entstehung als Forderung erfolgswirksam einzubuchen (Buchungssatz: For-
derung an Zins- vers. Beteiligungserträge). Im Folgenden wird der Einfachheit halber unter-
stellt, dass sowohl das Zuflussprinzip als auch das Realisationsprinzip zur Erfassung der be-
trachteten Kapitalerträge im Veranlagungsjahr 2009 führt. 
III. Einkommensteuerliche  Folgen 
Im Folgenden werden die einkommensteuerlichen Folgen der Neuqualifizierung der Kapital-
erträge betrachtet. 
-  Hinsichtlich der Zinseinnahmen ändert sich durch die Zuordnung zum Betriebsver-
mögen vorerst nichts, wenn man von der Frage des Zeitpunkts der steuerlichen Ver-
einnahmung nach dem Realisationsprinzips abstrahiert. 
-  Im Falle der Dividenden kommt die (obligatorische) Anwendung des Teileinkünfte-
verfahrens nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG in Frage. Die grundsätzliche 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Teileinkünfteverfahrens des § 3 Nr. 40 
Satz 2 EStG, welches besagt, dass es sich um Bezüge i. S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
i. V. m. § 20 Abs. 8 EStG handelt muss, ist nunmehr erfüllt. Damit werden die Divi-
dendeneinnahmen (gegebenenfalls außerbilanziell) für Zwecke der steuerlichen Er-
mittlung um 40 % der Einnahmen gekürzt. 
-  Aus der erfolgten Umqualifizierung der Kapitalerträge in Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb resultiert zugleich die Nichtanwendbarkeit des Abzugsverbotes nach § 20 Abs. 9 
Satz 1 2. Halbsatz EStG. Damit können die tatsächlichen Depotführungskosten in 
Höhe von 480 Euro nach § 4 Abs. 4 EStG bei der Einkünfteermittlung als grundsätz-
lich abziehbare Betriebsausgaben angesetzt werden. Im Gegenzug entfiele der Ansatz 
des Sparer-Pauschbetrages nach § 20 Abs. 9 Satz 1 1. Halbsatz EStG, da es sich nicht 
mehr um Einkünfte aus Kapitalvermögen handelt. 
-  Allerdings wäre bei den Aufwendungen im Zusammenhang mit den betrieblichen 
Kapitalerträgen zu berücksichtigen, dass die Betriebsausgaben, die auf die Zinsein-
nahmen entfallen vollständig abziehbar sind. Die im Zusammenhang mit den Divi-Gierałka: Das Teileinkünfteverfahren als Alternative zur Abgeltungsteuer …    - S. 16 - 
denden stehenden Refinanzierungszinsen sind wegen der Bestimmung des §  3c 
Abs. 2 EStG nur zu 60 % abziehbar. 
Dieses Vorgehen steht im Einklang mit dem zum Halbeinkünfteverfahren ergangenen 
BMF-Schreiben vom 12. Juni 2002, IV C 1 – S 2252 -184/02, Aufteilung von Wer-
bungskosten bei Einkünften aus Kapitalvermögen, die teilweise dem Halbeinkünfte-
verfahren unterliegen (§ 3c Abs. 2 EStG), BStBl. I S. 647. Danach sind Betriebsaus-
gaben, die durch eine einzelne Kapitalanlage veranlasst sind, der jeweiligen Kapital-
anlage zuzuordnen.  
Bei den gemischt veranlassten Werbungskosten wird als Maßstab für eine sachge-
rechte Aufteilung durch eine Schätzung grundsätzlich der Kurswert zum Abrech-
nungsstichtag vorgegeben. Darüber hinaus wird den Finanzämtern aufgegeben, bei 
gemischten Kosten (wie z. B. Depotgebühren) bis maximal 500 Euro im Jahr aus 
Vereinfachungsgründen der vorgenommenen Aufteilung des Steuerpflichtigen zu 
folgen. Da im Sachverhalt keine gemischt veranlassten Betriebsausgaben vorliegen, 
entfällt die Aufteilungsproblematik. Aus demselben Grund kommt die Anwendung 
der Vereinfachungsregelung auf die Depotführungskosten (480 €) nicht in Betracht. 
Anmerkung: Obwohl im Zuge der Unternehmensteuerreform 2008 zum 01. Januar 
2009 das Halbeinkünfte- durch das Teileinkünfteverfahren ersetzt worden ist und das 
Teileinkünfteverfahren künftig grundsätzlich nur im Betriebsvermögen gilt (§  3 
Nr. 40 Satz 2 EStG), kann von der Fortgeltung der Grundsätze des BMF-Schreibens 
vom 12. Juni 2002 ausgegangen werden.  
-  Eine weitere Begrenzung des Zinsabzugs könnte sich im Betriebsbereich aus der Re-
gelung über die so genannte Zinsschranke nach § 4h Abs. 1 EStG ergeben. Der ein-
schlägige Tatbestand beinhaltet allerdings in § 4h Abs. 2 EStG eine Vielzahl von 
Ausnahmen, um die Regelung zielgenau auf große Konzernstrukturen auszurichten. 
Nicht zuletzt kann hier auf die Freigrenze in Höhe von 1 Mio. Euro (so genannte 
Kleinbetriebsklausel, vgl. Schmidt/Loschelder, EStG, 27. Aufl., § 4h Rz 15) hinge-
wiesen werden. Danach ist die Zinsschranke bei einem negativen Saldo (= Zinsauf-
wand ./. Zinsertrag) von weniger als 1 Mio. Euro nicht anzuwenden (§ 4h Abs. 2 
Satz 1 Buchstabe a EStG). Im vorliegenden Sachverhalt ist der Zinssaldo zwar nega-
tiv (./. 4.350 Euro), da die erzielten Zinserträge (2.400 Euro) die getätigten Zinsauf-
wendungen (6.750 Euro) nicht übersteigen. Da allerdings die Freigrenze nicht über-
schritten wird, findet die Abzugsbeschränkung keine Anwendung.  
Anmerkung: Es ist zu betonen, dass im Rahmen der Zinsschranke kein Freibetrag, 
sondern eine Freigrenze kodifiziert wurde! Beträgt der negative Zinssaldo 1 Mio. Eu-
ro oder mehr, unterfallen die gesamten Zinsen der Zinsschrankeregelung nach § 4h 
Abs. 1 EStG.  
-  Aufgrund der Neuqualifikation der Kapitalerträge als Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
wäre schließlich der reguläre Einkommensteuertarif nach § 32a Abs. 1 EStG anzu-
wenden. Statt der grundsätzlichen Schedulenbesteuerung mit der Abgeltungsteuer 
nach § 32d Abs. 1 EStG (und den unter a) aufgezeigten Optionen) wäre die Veranla-
gungsbesteuerung im Rahmen der synthetischen Einkommensteuer durchzuführen. 
Anmerkung: Die Veranlagungsbesteuerung in dieser Fallabwandlung unterscheidet 
sich deutlich von der Inanspruchnahme der großen Veranlagungsoption nach § 32d 
Abs. 6 Abs. 1 EStG. Insbesondere erfolgt hier die Besteuerung der gewerblichen Ein-
künfte auf der Nettobasis, da der Betriebsausgabenabzug grundsätzlich zulässig ist. 
Schließlich ist auf die Dividenden im Betriebsvermögen regelmäßig das Teileinkünf-
teverfahren anzuwenden. Gierałka: Das Teileinkünfteverfahren als Alternative zur Abgeltungsteuer …    - S. 17 - 
-   Es ergeben sich somit folgende Steuerbelastungen im Rahmen des EStG: Zuerst wer-
den die Einkünfte aus Kapitalvermögen ermittelt: 
  Dividendenerträge        6.750,00  € 
./.   40 % der Dividendenerträge (§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG)  2.700,00 € 
           4 . 0 5 0 , 0 0   €  
./.   60 % der Betriebsausgaben 
(§ 3c Abs. 2 EStG: Refinanzierungszinsen 6.750 € x 0,60)    4.050,00 € 
Einkünfte im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG               0,00 € 
  Zinserträge         2.400,00  € 
./.   Betriebsausgaben (Depotführungskosten 480 €)          480,00 € 
Einkünfte im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG        1.920,00 € 
Damit summieren sich die Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 20 EStG auf 1.920 
Euro. Das Ergebnis beruht auf der Tatsache, dass bei den Dividendenerträgen in wirt-
schaftlicher Hinsicht kein positives Ergebnis erzielt worden ist. 
Unter der Kenntnis der Höhe des Gewinns aus Gewerbebetrieb nach § 15 EStG 
(60.000 Euro) kann die einkommensteuerliche Veranlagung durchgeführt werden: 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 EStG) lt. Sachverhalt   60.000 € 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 EStG) umqualifiziert     1.920 € 
Summe der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG)      61.920 € 
Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG)     61.920 € 
Sonderausgaben / außergewöhnliche Belastungen             0 € 
Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)           61.920 € 
zu versteuerndes Einkommen (§ 2 Abs. 5 EStG)    61.920 € 
Die tarifliche Einkommensteuer auf das zu versteuernde Einkommen wird anhand 
des Tarifsabschnitts des § 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 EStG bestimmt: 
Tarifliche Einkommensteuer:  61.920 € x 0,42 – 8.064 € = 17.942 €  
Nach der Bestimmung des § 43 Abs. 4 EStG unterliegen zwar auch die betrieblichen 
Kapitalerträge der Kapitalertragsteuer. Die abgeführte Kapitalertragsteuer wird je-
doch auf die persönliche Einkommensteuer nach § 36 Abs. 2 Nr. 2 angerechnet. Dar-
um kann sie im Folgenden in der Belastungsrechnung ausgeblendet werden. 
IV. Gewerbesteuerliche  Folgen 
Neben den einkommensteuerlichen Folgen sind auch die gewerbesteuerlichen Konsequenzen 
der Neuqualifizierung der Kapitalerträge zu betrachten: 
-  Den Ausgangspunkt für die Ermittlung der Gewerbesteuer stellt nach § 7 Satz 1 
GewStG der Gewerbeertrag dar. Er ergibt sich grundsätzlich aus dem nach den Vor-
schriften des Einkommensteuergesetzes oder des Körperschaftsteuergesetzes zu er-
mittelnden Gewinn aus dem Gewerbebetrieb, der bei der Ermittlung des Einkommens 
zu berücksichtigen ist. Im vorliegenden Fall wird der Gewerbeertrag aus dem Gewinn 
aus Gewerbebetrieb nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG hergeleitet (s. o.). Anschlie-
ßend ist der so bestimmte Gewerbeertrag um gegebenenfalls einschlägige Hinzurech-
nungen nach § 8 GewStG und/oder Kürzungen nach § 9 GewStG zu modifizieren. 
-  Die vorrangig zu prüfende Nichtanwendbarkeit der Zinsschranke nach § 4h EStG in 
Verbindung mit § 7 GewStG wurde bereits oben (unter Pkt. III) festgestellt. Gierałka: Das Teileinkünfteverfahren als Alternative zur Abgeltungsteuer …    - S. 18 - 
-  Im Gewerbeertrag sind die im Betriebsvermögen der Einzelunternehmung verein-
nahmten Kapitalerträge zunächst grundsätzlich enthalten, und zwar Zinseinkünfte zu 
100 % und die Dividendeneinkünfte – aufgrund des Durchschlagens des Teileinkünf-
teverfahrens nach § 3 Nr. 40 Buchstabe d EStG für Zwecke der Gewerbesteuer – zu-
nächst nur zu 60 %. Die Tatsache, dass das Teileinkünfteverfahren sich erst im Wege 
einer außerbilanziellen Korrektur einkommensteuerlich auswirkt, ist dabei gewerbe-
steuerlich unerheblich; die außerhalb der Bilanz zu erfassenden Gewinnermittlungs-
maßnahmen beeinflussen den Gewerbeertrag ebenfalls (Abschnitt 38 Abs. 1 Satz 7 
GewStR 1998). 
Da im vorliegenden Sachverhalt die Tatbestandsvoraussetzungen des § 9 Nr. 2a 
GewStG (u. a. eine Beteiligung zum Beginn des Erhebungszeitraums 2009 von min-
destens 15 % am Grundkapital der Kapitalgesellschaft) als nicht erfüllt anzusehen 
sind, kommt es aufgrund der Hinzurechnungsregelung nach § 8 Nr. 5 Satz 1 GewStG 
(so genannte Streubesitzklausel) zur Hinzurechnung der restlichen 40 % der Dividen-
denerträge zum Gewerbeertrag nach § 7 Satz 1 GewStG. Die Hinzurechnung erfolgt 
allerdings erst nach Abzug der mit den Einnahmen in wirtschaftlichen Zusammen-
hang stehenden Betriebsausgaben, soweit sie nach § 3c Abs. 2 EStG einkommensteu-
erlich unberücksichtigt bleiben. Deswegen werden letztlich 40 % der Dividendenein-
künfte hinzugerechnet. 
Alles in allem werden sowohl die Zinsen als auch die tatsächlich ausgeschütteten Di-
videnden vollständig in den Gewerbeertrag einbezogen. Die mit ihnen verbundenen 
Aufwendungen werden in voller Höhe als Betriebsausgaben angesetzt.  
Ausgehend von dem oben ermittelten Betrag der Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach 
§ 15 EStG incl. der außerbilanziellen Korrekturen zur Berücksichtigung des Teilein-
künfteverfahrens gestaltet sich die systematische Erfassung der gewerbesteuerlichen 
Hinzurechnung der Beteiligungserträge wie folgt: 
  Dividendenerträge        6.750,00  € 
./.   40 % der Dividendenerträge (§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG)  2.700,00 € 
           4 . 0 5 0 , 0 0   €  
./.   60 % der Betriebsausgaben 
(§ 3c Abs. 2 EStG: Refinanzierungszinsen 6.750 € x 0,60)    4.050,00 € 
Einkünfte ermittelt nach den Regelungen des EStG             0,00 € 
+  40 % der Dividendenerträge nach § 8 Nr. 5 GewStG      2.700,00 € 
./.   40 % der Betriebsausgaben (§ 8 Nr. 5 Satz 1 letzter Halbsatz GewStG)  2.700,00 € 
Im Gewerbeertrag enthalten nach Hinzurechnung              0,00 € 
Wird dagegen unterstellt, dass die betrieblichen Kapitaleinkünfte im Gewinn nach 
§ 15 EStG (60.000 Euro) bislang nicht erfasst worden sind, erhöhen sie den Gewer-
beertrag insgesamt wie folgt: 
Einkünfte aus Gewerbetrieb nach § 15 EStG:      60.000 € 
Zinserträge             2.400  € 
./. Betriebsausgaben (Depotführungskosten)           480 € 
+  Dividendenerträge             6.750  € 
./. Betriebsausgaben (Refinanzierungskosten)        6.750 € 
Gewerbeertragserhöhung       61.920  € 
Es wirkt sich somit auch gewerbesteuerlich aus, dass bei den Dividendenerträgen in 
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-  Ein weiterer Hinzurechnungstatbestand könnte sich aus § 8 Nr. 1 Buchstabe a 
GewStG ergeben. Danach unterliegen Refinanzierungszinsen in Höhe von 6.750 Euro 
grundsätzlich der Hinzurechnung zum Gewerbeertrag. Aufgrund des Freibetrages von 
100.000 Euro (und mangels Angaben über weitere Hinzurechnungssachverhalte nach 
§ 8 Nr. 1 GewStG) erfolgt hier jedoch keine Hinzurechnung. 
-  Von den im § 9 GewStG genannten Kürzungen ist Erhebungszeitraum 2009 keine 
einschlägig. Erst in den unmittelbar darauffolgenden Erhebungszeiträumen dürften 
die Tatbestandsvoraussetzungen des § 9 Nr. 2a GewStG erfüllt werden. 
-  Um die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer zu bestimmen, ist anschließend 
vom Gewerbeertrag der Einzelunternehmung der gewerbesteuerliche Freibetrag von 
24.500 Euro (§ 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 GewStG) zu berücksichtigen. Davor ist der 
Gewerbeertrag auf volle 100 Euro abzurunden (§ 11 Abs. 1 Satz 3 GewStG). 
Um die Gewerbesteuerschuld letztlich zu ermitteln, wäre zuerst die Steuermesszahl 
von 3,5 % (§ 11 Abs. 2 GewStG) auf den um den Freibetrag geminderten Gewerbeer-
trag anzuwenden. Als Ergebnis erhielte man den so genannten Gewerbesteuermess-
betrag (§ 14 GewStG).  
Gewerbesteuermessbetrag:   (61.900 € - 24.500 €) x 0,035 = 1.309,00 € 
Im nächsten Schritt der Berechnung wäre der gemeindeabhängige Hebesatz auf den 
Gewerbesteuermessbetrag anzuwenden (§ 16 Abs. 1 GewStG), wobei die Regelung 
über den Mindesthebesatz in Höhe von 200 % (§ 16 Abs. 4 Satz 2 GewStG) zu be-
achten wäre. Lt. Sachverhalt kommt hier der Hebesatz in Höhe von 350 % zur An-
wendung. Damit erhält man: 
(tatsächliche) Gewerbesteuer:  1.309 x 3,5 = 4.581,50 € 
Auf diese Weise wurde die Gewerbesteuer bestimmt. Um die ausstehende Gewerbe-
steuerschuld (Æ Gewerbesteuerrückstellung) zu ermitteln, wären zuletzt von der er-
mittelten Gewerbesteuer die unterjährig geleisteten Vorauszahlungen abzusetzen. 
Von diesem Schritt kann hier im Rahmen der Belastungsrechnung abgesehen werden. 
V.  Einkommen- und gewerbesteuerliche Wechselwirkungen 
Im letzten Schritt der Eruierung der steuerlichen Konsequenzen der veränderten Zuordnung 
der Kapitaleinkünfte sind die einkommensteuerlichen und die gewerbesteuerlichen Interde-
pendenzen systematisch zu beleuchten: 
-  Da die aufgrund des Aufwandsrealisationsprinzips und der expliziten Vorgabe des 
§ 249 Abs. 1 Satz 1 HGB i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG anzusetzende Gewerbe-
steuerrückstellung nach § 4 Abs. 5b EStG einkommensteuerlich keine Betriebsausga-
be mehr darstellt, wäre die Aufwandsverbuchung außerbilanzielle durch eine be-
tragsgleiche Korrektur zu berücksichtigen. Da diese Gewinnermittlungsmaßnahme 
gewerbesteuerlich nachvollzogen wird (Abschnitt 38 Abs. 1 Satz 7 GewStR 1998), 
bleibt die oben ermittelte Gewerbeertragserhöhung der Höhe nach unverändert. 
Anmerkung: Das nunmehr geltende Abzugsverbot in § 4 Abs. 5b EStG durchbricht 
das allgemeine Prinzip des § 4 Abs. 4 EStG, wonach die Aufwendungen, die durch 
den Betrieb veranlasst sind, Betriebsausgaben sind. 
-  Aufgrund der gewerbesteuerlichen Erfassung der betrieblichen Kapitalerträge kommt 
es grundsätzlich zur Entstehung des Gewerbesteuermessbetrages und zur zusätzlichen 
Belastung mit Gewerbesteuer. Diese Doppelbelastung der Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb wird durch den Gesetzgeber im Idealfall ausgeglichen, indem eine Kompensati-
on durch die pauschale Steuerermäßigung der Einkommensteuer nach § 35 EStG 
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Die tarifliche Einkommensteuer wird ermäßigt, indem die Gewerbesteuer pauschal 
nach § 35 Abs. 1 EStG in Höhe des 3,8fachen des Gewerbesteuermessbetrages auf 
die anteilige Einkommensteuer (Ermäßigungshöchstbetrag) angerechnet wird. Der 
Ermäßigungshöchstbetrag wird ermittelt, indem die tarifliche Einkommensteuer mit 
dem Anteil der Summe der positiven gewerblichen Einkünfte an der Summe aller po-
sitiven Einkünfte multipliziert wird (§ 35 Abs. 1 Satz 2 EStG). Es ist jedoch zu be-
achten, dass der Abzug des Steuerermäßigungsbetrages auf die tatsächliche zu zah-
lende Gewerbesteuer beschränkt ist (§ 35 Abs. 1 Satz 5 EStG).  
Damit ist die Anrechnung nach § 35 EStG mehrfach begrenzt. Es ist das Minimum 
aus den folgenden Größen relevant: 
Tarifliche  Einkommensteuer:       =  17.942  € 
Ermäßigungshöchstbetrag:  (61.920 € / 61.920 €) x 17.942 €   = 17.942 € 
3,8fache des Gewerbesteuermessbetrages:  1.309 € x 3,80   =  4.974,20 € 
Tatsächliche Gewerbesteuer:     1.309 € x 3,50   =  4.581,50 € 
          Æ Minimum =  4.581,50 € 
Im vorliegenden Sachverhalt ergibt sich somit die folgende Höhe der festzusetzenden 
Einkommensteuer nach der Berücksichtigung der Anrechnung nach § 35 EStG: 
Festzusetzende Einkommensteuer:  17.942 € - 4.581,50 € = 13.360,50 €   
Anmerkung: Im Rahmen einer zukunftsorientierten Steuerplanung ist hinsichtlich der 
Anrechnung nach § 35 EStG zu beachten, was inzwischen sogar höchstrichterlich 
entschieden wurde: Bei einem so genannten Anrechnungsüberhang erfolgt keine Ge-
werbesteueranrechnung. Damit ist eine Festsetzung einer negativen Einkommensteu-
er nicht möglich. Ebenso ist kein Rücktrag oder Vortrag des überschießenden Ge-
werbesteueranrechnungsbetrages möglich (BFH-Urteil vom 23.04.2008, X R 32/06, 
BStBl. II 2009, S. 7). 
Zu weiteren Fragen zur Anwendung der pauschalierten Anrechnung nach § 35 EStG 
nahm die Finanzverwaltung Stellung in dem BFM-Schreiben vom 24. Februar 2009, 
IV C 6 – S 2296-a/08/10002, Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb 
gemäß § 35 EStG, DStR 10/2009, S. 481-483. 
VI.  Ermittlung der Gesamtbelastung 
Die Gesamtbelastung der gewerblichen Gewinne setzt sich wie folgt zusammen: 
Festzusetzende  Einkommensteuer     =  13.360,50  € 
  +  Gewerbesteuer       =      4.581,50  € 
Gesamtbelastung (Fall der betrieblichen Kapitalerträge)  = 17.942,00 € 
Aufgrund der Begrenzung der Anrechnung nach § 35 EStG auf die tatsächlich gezahlte Ge-
werbesteuer besteht keine Möglichkeit einer Überanrechnung. 
Anmerkung: Es sei an dieser Stelle auf den ausschlaggebenden Einfluss des gewerbesteuerli-
chen Hebesatzes auf die Höhe der Gesamtsteuerbelastung hingewiesen. Es wird deutlich, dass 
nur eine einzelfallbezogene Analyse fundierte Handlungsempfehlungen ermöglicht. 
VII.  Ergebnisanalyse und Handlungsempfehlungen 
Die nachfolgende Tabelle führt die Ergebnisse der beiden Aufgabenteile hinsichtlich der Ge-
samtbelastung des Herrn Klaus Teig zusammen. Gierałka: Das Teileinkünfteverfahren als Alternative zur Abgeltungsteuer …    - S. 21 - 
Kapitalerträge im Privatbereich 
Gesamtbelastung  

















2.287,50 € 2.087,25 € entfällt 399,75 €  entfällt
Gewerbesteuer  entfällt entfällt entfällt entfällt  4.581,50 €
Gesamtsteuerbelastung   19.423,50 € 19.223,25 € 20.642,00 € 17.535,75 € 17.942,00  €
Differenz: - 406,25 € 
Den Ausgangspunkt und die Referenzgröße für die Ergebnisauswertung stellt das steuerlich 
günstigste Ergebnis aus der Teilaufgabe a), d. h. die Gesamtbelastung in Alternative 3. 
Hinsichtlich der Erfassung der Dividendenerträge bestehen systembedingte Ähnlichkeiten 
zwischen der Alternative 3 und dem Fall der betrieblichen Kapitalerträge. In beiden Fällen 
wird das Teileinkünfteverfahren nach § 3 Nr. 40 EStG angewendet und aufgrund dessen nur 
ein anteiliger Werbungskostenabzug (Alternative 3) bzw. Betriebsausgabenabzug (Fall der 
betrieblichen Kapitalerträge) gewährt. Die gegebenenfalls auftretende Belastung der betriebli-
chen Dividendenerträge mit der Gewerbesteuer wird im Fall von Anteilen im Betriebsvermö-
gen einer Einzelunternehmung durch die Einkommensteuerermäßigung nach § 35 EStG kom-
pensiert. Dies ist im vorliegenden Sachverhalt allerdings irrelevant, weil der Ergebnisbeitrag 
der Dividendeneinkünfte aufgrund der Höhe der Refinanzierungsaufwendungen einkom-
mensteuerlich und gewerbesteuerlich bei Null Euro liegt. 
Damit sind die herausgearbeiteten und in der Tabelle abgebildeten Gesamtsteuerlastdifferen-
zen allein auf die Unterschiede bei der steuerlichen Erfassung der Zinsen zurückzuführen. 
Aufgrund der fehlenden Nutzungsmöglichkeit der Abgeltungsteuer auf die betrieblichen Zins-
erträge hat sich in der Teilaufgabe b) die steuerliche Situation des Herrn Teig verschlechtert. 
Dieses Ergebnis stellt sich ein, obwohl im Rahmen der progressiven Veranlagungsbesteue-
rung nach § 32a EStG die tatsächlichen Aufwendungen für die Depotführung im vollen Um-
fang als Betriebsausgaben berücksichtigt werden können. Allerdings führt die Versagung des 
Sparer-Pauschbetrages bei den Zinseinkünften zu Nachteilen bereits auf der Ebene der Ein-
künfteermittlung, denn in der untersuchten Fallkonstellation unterschreiten die tatsächlichen 
Betriebsausgaben (480 Euro) den Sparer-Pauschbetrag (801 Euro). 
Diese Schlussfolgerungen in Bezug auf das erzielte Ergebnis und dessen Erklärung mit dem 
negativen Progressionseffekt können mit Hilfe von einfachen Kontrollrechnungen verifizierte 
werden:  
-  Bei einem direkten Differenzvergleich kann die Eigenschaft des progressiven Ein-
kommensteuertarifs nach § 32a EStG ausgenutzt werden. Aufgrund der Einkom-
menshöhe beträgt der einschlägige Differenzsteuersatz 42 %. Der Abgeltungsteuer-
satz liegt bekanntlich bei konstanten 25 %. Daraus ergibt sich: Gierałka: Das Teileinkünfteverfahren als Alternative zur Abgeltungsteuer …    - S. 22 - 
Effektive Belastung der Zinserträge  
nach § 32a Abs. 1 EStG:      42 % auf (2.400 € - 480 €)  = 806,00 € 
Effektive Belastung der Zinserträge 
nach § 32d Abs. 1 EStG:      25 % auf (2.400 € - 801 €)  = 399,75 € 
Differenz:          =  406,25  € 
-  Wird bei der Ermittlung der Zinseinkünfte im Betriebsvermögen fiktiv der Sparer-
Pauschbetrag anstelle der tatsächlichen Betriebsausgaben berücksichtigt, kann dies 
den negativen Progressionseffekt nicht überwiegen. Die tarifliche Einkommensteuer 
betrüge dann freilich 17.807 Euro. 
Es stellt sich somit heraus, dass im vorliegenden Fall die Zuordnung der Kapitalanlagen zum 
gewerblichen Betriebsvermögen nicht unbedingt empfehlenswert ist. Dadurch wird insbeson-
dere die Möglichkeit der Nutzung der Abgeltungsteuer verwirkt, denn sie gilt nur für private 
Kapitalerträge natürlicher Personen.  
Es hat sich ebenfalls gezeigt, dass in der steuerlichen Vorteilsabschätzung neben dem persön-
lichen Einkommensteuersatz die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen von Relevanz ist. Ei-
ne nicht unerhebliche Rolle bei dem erzielten Ergebnis spielt schließlich auch die Höhe des 
Hebesatzes der Gewerbesteuer. 
VIII.  Nachtrag:  Folgen einer evtl. Teilwertabschreibung auf die GmbH-Anteile 
Einen in der bisherigen Analyse unterschlagenen Vorteil der Zuordnung der Kapitalanlagen 
zum Betriebsvermögen stellt die grundsätzliche Möglichkeit zur Vornahme einer Teilwertab-
schreibung dar. Die Klärung dieser Frage soll nun im Folgenden nachgeholt werden. 
Nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens (wie Beteiligungen) werden grund-
sätzlich mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten (AHK) angesetzt (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 
Satz 1 EStG). Das entspricht den handelsrechtlichen Vorgaben (§ 253 Abs. 1 HGB). Ist der 
Teilwert eines solchen Wirtschaftsguts zum Stichtag niedriger als die AHK und ist diese 
Wertminderung voraussichtlich dauerhaft, so sieht das Steuerrecht in § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 
EStG lediglich ein Abschreibungswahlrecht vor. In anderen Fällen (d. h. bei einer nur vorü-
bergehenden Wertminderung) ist eine Teilwertabschreibung steuerlich nicht zulässig. Han-
delsrechtlich ist dagegen eine außerplanmäßige Abschreibung auf den niedrigeren Wert vor-
zunehmen (Abwertungsgebot), wenn die Wertminderung voraussichtlich von Dauer ist (§ 253 
Abs. 2 Satz 3 letzter Halbsatz HGB), sonst (d. h. bei einer nur vorübergehenden Wertminde-
rung) besteht handelsrechtlich ein Abwertungswahlrecht (§ 253 Abs. 2 Satz 3 1. Halbsatz 
HGB). Wegen des Grundsatzes der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz 
(§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG) muss eine handelsrechtlich vorgenommene außerplanmäßige Ab-
schreibung auch steuerlich in Form der Teilwertabschreibung nachvollzogen werden, es sei 
denn, eine steuerliche Regelung steht dem entgegen. Damit gilt für den Sachverhalt: 
Unterschreitet somit der Teilwert der Beteiligung an der GmbH den ursprünglichen AHK-
Ansatz, ist steuerrechtlich dann eine Wertberichtigung auf den Teilwert vorzunehmen (Ab-
wertungspflicht), wenn es sich um eine voraussichtlich dauernde Wertminderung handelt. An-
sonsten gilt in steuerlicher Hinsicht ein Abwertungsverbot. 
Im Sachverhalt sind hinsichtlich der voraussichtlichen Dauerhaftigkeit der eingetretenen 
Wertminderung keine weiteren Angaben erfolgt. Insbesondere ist unklar, ob die Korrektur bei 
der Werteinschätzung des GmbH-Anteils zum 31.12.2009 auf die allgemeine Wirtschaftslage 
oder eher auf wirtschaftliche Schwierigkeiten der GmbH selbst zurückzuführen ist. Die Fi-
nanzverwaltung sieht nur den letzten Fall als ein Beweis für eine voraussichtlich dauerhafte 
Wertminderung an (BMF-Schreiben vom 25.02.2000, - IV C 2 - S 2171 b - 14/00, BStBl. I 
2000, S. 372, Tz. 11, 18-22). Gierałka: Das Teileinkünfteverfahren als Alternative zur Abgeltungsteuer …    - S. 23 - 
Damit kann im Folgenden nur der Umfang und die evtl. Wirkung aber nicht die Frage selbst, 
ob eine Teilwertabschreibung vorzunehmen ist, bestimmt werden. Im vorliegenden Fall er-
warb Herr Teig die 25 % der Anteile an der GmbH für 90.000 Euro (AHK) und der geschätzte 
Wert der Beteiligung zum 31.12.2009 liegt nach den Sachverhaltsangaben bei 45.000 Euro 
(Teilwert). Damit hätte eine Teilwertabschreibung einen zusätzlichen Aufwand in der Ge-
winn- und Verlustrechnung der Einzelunternehmung in Höhe von  
Teilwertabschreibung:  90.000 € - 45.000 € = 45.000 € 
zur Folge.  
Bei der Ermittlung der steuerlichen Wirksamkeit der Teilwertabschreibung sind die Folgen 
des Teileinkünfteverfahrens zu beachten. Damit wirken sich effektiv nur 60 % der Wertbe-
richtigung (= 27.000 €) steuerlich aus. Der steuerlich nicht anerkannte Teil der handelsrechtli-
chen Aufwandsverrechnung (18.000 Euro) wird im Wege einer außerbilanziellen Korrektur 
rückgängig gemacht. Eine um die außerbilanziellen Korrekturen modifizierte Teilwertab-
schreibung auf die Beteiligung wirkt sich wegen § 7 GewStG auch auf die Gewerbesteuer aus. 
Insgesamt beliefe sich die Gesamtbelastung mit Einkommensteuer und Gewerbesteuer nach 
Vornahme der Teilwertabschreibung auf die GmbH-Anteile zum 31.12.2009 auf: 
Tarifliche Einkommensteuer auf (61.920 € - 27.000 € =) 34.920 €:  7.313 € 
+  Gewerbesteuer: [(34.900 € - 24.500 €) x 0,035 x 350 % =]   1.274 € 
./.   Einkommensteuerermäßigung nach § 35 EStG (höchstens):  1.274 € 
= Gesamtbelastung 
nach Teilwertabschreibung:      7.313  € 
Damit würde die Vornahme der Teilwertabschreibung für das Jahr 2009 die folgende Entlas-
tung bedeuten: 
Gesamtsteuerentlastung:  18.092 € - 7.313 € = 10.779 € 
Allerdings stellt diese Differenz dann eine lediglich temporäre Steuerentlastung dar, wenn bei 
einer nachfolgenden Wertaufholung eine erfolgswirksame Zuschreibung verpflichtend erfolgt. 
Das Zuschreibungsgebot bei Wertaufholung ist in § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 i. V. m. § 6 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 4 EStG kodifiziert. Sie ist begrenzt auf die ursprünglichen AHK. Da im vorliegen-
den Fall die Anteile im Betriebsvermögen eines Einzelunternehmens betrachtet werden, be-
steht handelsrechtlich keine Verpflichtung, bei evtl. Wertaufholung eine Zuschreibung vorzu-
nehmen (§ 253 Abs. 5 HGB).  
IX.  Abschließendes Fazit  
Es ist ersichtlich, dass die steuerliche Erfassung der Kapitalerträge auch nach dem Inkrafttre-
ten der Unternehmensteuerreform 2008 nicht einfacher geworden ist. Um eine steueroptimale 
Ertragsbesteuerung aus Sicht des einzelnen Steuerpflichtigen sicherzustellen, ist immer eine 
einzelfallbezogene Betrachtung der Steuersituation unentbehrlich. Die existierenden gesetzli-
chen Gestaltungsalternativen sind auf ihre Eignung hin proaktiv abzuprüfen. Im Falle von 
qualifizierten Beteiligungen stellt die Nutzung der unternehmerischen Veranlagungsoption 
regelmäßig eine sinnvolle Alternative dar. Das Wahlrecht kann bekanntlich pro Beteiligung 
ausgeübt werden. Aber auch die tatsächliche Zuordnung und somit Umqualifizierung der pri-
vaten Kapitalerträge in betriebliche Einnahmen sollte geprüft werden. Die Begrenzungen bei 
der Anrechnung der Gewerbesteuer auf die anteilige Einkommensteuer stellen hier eine zu 
beachtende Gestaltungsfalle dar.  
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Exkurs zur Ermittlung des Solidaritätszuschlages und der Kirchensteuer  
Die Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb nach § 35 EStG wirkt sich min-
dernd auf die Bemessungsgrundlage des Solidaritätszuschlags (§  3 Abs. 2 Solidaritätszu-
schlagsgesetz) aus. Die pauschale Anrechnung der Gewerbesteuer nach § 35 EStG darf aber 
nicht die Bemessungsgrundlage der Kirchensteuer mindern (§ 51a Abs. 2 Satz 3 EStG i. V. m. 
den jeweiligen Kirchensteuergesetzen), so dass eine entsprechende Schattenrechnung not-
wendig ist. Auch der Einfluss des Teileinkünfteverfahrens nach § 3 Nr. 40 EStG i. V. m. § 3c 
Abs. 2 EStG ist im Rahmen der Kirchensteuerermittlung rückgängig zu machen; der Solidari-
tätszuschlag bedarf solcher Korrekturen nicht. 
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